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Die völlig ungenügende und oberflächliche Ant-
wort des Bundesrates auf meine Interpellation ist
in Anbetracht der Gefahren für die Menschen in
der Schweiz durch das Einschleppen von Tuberku-
lose nicht akzeptierbar.
Es ist bekannt, dass viele Asylbewerber aus den
Lagern in Nordafrika und dem Mittleren Osten
durch Unter- oder Fehlernährung an einer Ab-
wehrstörung leiden und dadurch für Infektions-
krankheiten, besonders die Tuberkulose, viel an-
fälliger sind und erkranken.

1. Wo, durch wen und wie werden die medizini-
sche Untersuchungen der Asylbewerber aus-
serhalb der Schweiz in separater Isolation
durchgeführt?

2. Welche Ärzte führen nach Schweizer Standards
medizinische Untersuchungen der Asylbewer-
ber inklusive Blutlabor und Röntgenbild zum
Ausschluss einer Tuberkulose durch?

3. Wie kann vor Ort, in Nordafrika oder dem Mitt-
leren Osten in der Isolation in wenigen Tagen
zwischen einer aktiven oder inaktiven (laten-
ten) Tuberkulose unterschieden werden?

4. Ist sich der Bundesrat bewusst, dass in einem
geschlossenen Raum unter abwehrschwachen
Asylbewerbern die Ansteckung durch Tuberku-
lose in 8 Stunden erfolgen kann?

5. Ist ihm bewusst, dass laut den «Ärzten ohne
Grenzen» die Medikamente gegen Tuberkulose

wegen zunehmender Resistenz immer wir-
kungsloser sind?

6. Kennt er bei Asylbewerbern mit aktiver Tuber-
kulose in der Schweiz die sofortigen epidemio-
logischen und medizinischen Schritte und
deren Kosten der Langzeit-Behandlung?

7. Ist sich der Bundesrat bewusst, dass ein Infekti-
onsschutz der Menschen in der Schweiz nur
durch eine kontrollierte Aufnahme über die
Schweizer Grenze von infektionsfreien Asylbe-
werbern gegeben ist?

8. Warum wurden die Massnahmen in den gestell-
ten Fragen nicht in den früheren Jahren durch-
geführt und überwacht, damit es nicht zu im-
portierten Tuberkulosefällen durch Asylbewer-
ber gekommen wäre?
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1. Seit 2018 werden Resettlement-Missionen des
Staatssekretariats für Migration SEM im Liba-
non und in Jordanien von einem erfahrenen
Arzt begleitet. Dieser untersucht die zur Auf-
nahme vorgeschlagenen Personen, stellt eine
Diagnose und gibt eine Behandlungsempfeh-
lung ab. Aufgrund der Untersuchungen vor
Ort sind dem SEM gesundheitliche Probleme
von Resettlement-Flüchtlingen schon vor
deren Einreise in die Schweiz bekannt.

2. Im Rahmen der Sicherstellung der Erkennung,
Behandlung und Verhütung von übertragba-
ren Krankheiten sowie des Zugangs zur Ge-
sundheitsversorgung werden Asylsuchende
bei Verdacht auf das Vorliegen einer übertrag-
baren Krankheit unverzüglich der notwendi-
gen medizinischen Versorgung zugeführt.
Allen Asylsuchenden wird zudem eine stan-
dardisierte Tuberkulose-Risikoabklärung an-
geboten. Asylsuchende mit erhöhtem Risiko
werden an die Zentrumsärztin oder den Zen-
trumsarzt für weiterführende Untersuchun-
gen überwiesen. Diese können bei Bedarf Ge-
suchstellende an Spezialisten überweisen
oder die Tuberkulose-Hotline für medizinische
Fachpersonen der Lungenliga beiziehen. 

3. Verdacht auf bakteriologisch aktive  Tuber -
kulose besteht, wenn bestimmte Symptome
wie langanhaltender Husten mit Auswurf
 bestehen. Nach Anamneseerhebung und kör-
perlicher Untersuchung wird, sofern eine ent-
sprechende Infrastruktur vorhanden ist, eine
Thorax-Röntgenaufnahme angefertigt. Falls
diese den Verdacht erhärtet, wird der Auswurf
 mikrobiologisch auf Tuberkelbakterien unter-
sucht. Dieses Vorgehen erlaubt mit hoher
Wahrscheinlichkeit, eine Lungentuberkulose
auszuschliessen und unnötige Massnahmen
(z.B. Isolation) zu vermeiden. Nur eine unbe-
handelte Lungentuberkulose mit Nachweis
von Mykobakterien im Auswurf gilt als in-
fektiös.

4. Der Bundesrat ist sich bewusst, dass die
 Ansteckung durch Tuberkulose durch eine an
Lungentuberkulose erkrankte Person inner-
halb von acht Stunden erfolgen kann, und
zwar unabhängig vom Immunzustand der
 exponierten Person. Nur eine Minderheit der
infizierten Personen entwickelt jedoch eine
Lungentuberkulose. Das vom BAG und SEM
herausgegebene Handbuch zur Verhütung
und zum Ausbruchsmanagement von über-

tragbaren Krankheiten in den Asylzentren
stellt eine wirkungsvolle Grundlage für das
Vorgehen bei Tuberkulose-Verdachtsfällen
dar, insbesondere um die Übertragung zu
 vermeiden.

5. Der Bundesrat ist sich bewusst, dass Resisten-
zen gegenüber zwei der wirksamsten und am
häufigsten verwendeten Antibiotika für die
Behandlung von Tuberkulose (Isoniazid und
Rifampicin) weltweit zunehmen und die The-
rapie damit komplizierter wird. In der Schweiz
liegt der Anteil der multiresistenten Isolate
 jedoch unter 5 Prozent und eine schnelle  Dia -
gnose und adäquate Behandlung dieser Son-
derform sind gewährleistet.

6. Die Empfehlungen zur Verhütung und zum
Ausbruchsmanagement von übertragbaren
Krankheiten in den Asylzentren regeln die dia -
gnostische Abklärung und die  Umgebungs -
untersuchung. 
Die Kosten der epidemiologischen Untersu-
chungen werden vom jeweiligen Kanton im
Rahmen seines Auftrags zum Schutz der öf-
fentlichen Gesundheit getragen. Die Kosten
der Behandlung schwanken je nach Tuberku-
loseform, d.h. Behandlungsdauer, patienten-
spezifischen Faktoren sowie Resistenz des
 Erregers. In einer Studie aus dem Jahr 2003 be-
trug der geschätzte Medianwert 52 600 Fran-
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ken für die Behandlung einer multiresistenten
Tuberkulose und 8839 Franken für eine nicht-
multiresistente Tuberkulose.

7. Es gibt keinen Test, der die Infektionsfreiheit
von Asylsuchenden bestätigen könnte. Daher
gilt es, Personen mit ansteckenden Krankhei-
ten innert kürzester Frist zu identifizieren, um
die Übertragung von Infektionskrankheiten
auf die Bevölkerung zu verhindern. Der Bun-
desrat ist sich bewusst, dass nicht alle Fälle
von Lungentuberkulose bei Einreise entdeckt
werden. Unser Gesundheitssystem ist jedoch
imstande, die individuelle und öffentliche Ge-

sundheit auch bei späterem Auftreten einer
aktiven Tuberkulose-Erkrankung zeitnah und
wirksam zu schützen.
Bezüglich der Übertragung von Tuberkulose
von Asylsuchenden auf die Schweizer Bevöl-
kerung zeigt eine Studie aus dem Jahr 2012,
dass dies nur in seltenen Fällen passiert. 

8. In der Schweiz wird seit 1948 bei ausländi-
schen Arbeitnehmenden nach Tuberkulose
gesucht und seit den 1970er Jahren Tuberkulo-
sefrüherkennungsmassnahmen für Asylsu-
chende bei der Einreise vorgenommen. Die je-
weils gültigen rechtlichen Grundlagen als

auch die darauf aufbauenden Vorgehenswei-
sen wurden dabei jeweils den neuesten wis-
senschaftlichen Erkenntnissen und der epide-
miologischen Situation angepasst sowie nach
Kostengesichtspunkten optimiert. Trotz ver-
schiedener Vorgehensweise ist die Zielsetzung
dieser Massnahmen seit Jahrzehnten unver-
ändert und besteht darin, Tuberkulose-Fälle
frühestmöglich zu diagnostizieren und eine
Behandlung sowie Massnahmen zur Umge-
bungsabklärung einzuleiten, um Übertragung
auf Dritte zu vermeiden.

Der Bundesrat wird beauftragt abzuklären
und Bericht darüber zu erstatten, inwiefern
und unter welchen Bedingungen Artikel 27
HMG und/oder andere Bestimmungen ge-
ändert werden können, um den Versand-
handel mit nicht verschreibungspflichtigen
Arzneimitteln zu ermöglichen, ohne da bei
die Behandlungssicherheit und Qualität im
Vergleich mit der Abgabe durch den statio-
nären Fachhandel zu beeinträchtigen.

Begründung
Der Druck seitens der Wirtschaft, aber auch der
Gesellschaft, den Versandhandel von Arzneimit-
teln zu liberalisieren, hat in den letzten Monaten

zugenommen. Dies zeigt sich auch darin, dass zu-
nehmend bei ausländischen Plattformen mit oft
zweifelhafter Kompetenz Produkte aus unsiche-
ren oder gar illegalen Quellen bestellt werden,
deren Qualität in keiner Art den hiesigen Anforde-
rungen genügt.
Andererseits sind die bestehenden gesetzlichen
Einschränkungen des Versandhandels mit Arznei-
mitteln der Abgabekategorie C/D (Selbstmedika-
tion) gesundheitspolizeilich gut begründet. Sie
sollen sicherstellen, dass Abgabekompetenz und
Beratung auch beim Bezug über den Versandhan-
del analog zur Abgabe durch den stationären
Fachhandel gewährleistet sind. Der Gesetzgeber
hat diese Anforderungen im Rahmen der Revision
des HMG bestätigt. Dass trotzdem kurz nach In-
kraftsetzung des revidierten HMG in den Kommis-
sionen und im Parlament Vorstösse eingereicht
worden sind, welche in direktem oder indirektem
Zusammenhang mit der postulierten Thematik
stehen, zeigt, wie wichtig eine gesamtheitliche
Betrachtung und koordiniertes Vorgehen sind.

Das Postulat beauftragt den Bundesrat eine ver-
tiefte Betrachtung dieser Situation vorzunehmen
(Gesamtschau). Dabei sollen Fragen zu den Aus-
wirkungen des Versandhandels auf den stationä-
ren Fachhandel (Apotheken und Drogerien), auf
die Versorgung der Bevölkerung sowie auf die Pa-
tientensicherheit, die Beratungsqualität und die
direkten und indirekten Kosten für das Gesund-
heitswesen berücksichtigt werden. Ebenfalls soll
hervorgehen, ob für Versandhandel mit Arzneimit-
teln aus Sicht des Bundesrates zukünftig generell
neue Parameter definiert werden müssten (keine
Inländerbenachteiligung und gleich lange Spiesse
für alle zugelassenen Marktteilnehmenden).

Der Bundesrat beantragt die Annahme des
Postulates.
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Versandhandel mit nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln

Jürg Stahl
Nationalrat SVP
Kanton Zürich

                 3 Mal Ferien abgesagt.

 112 Nächte durchgearbeitet.

      1 Ursache für Krebs bei Kindern entdeckt.

Mit Ihrer Spende fördern wir engagierte Forscherinnen und Forscher, 
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